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Der Bundesrat hat in seiner 879. Sitzung am 11. Februar 2011 gemäß §§ 3 und 5 
EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat begrüßt vom Grundsatz her den Verordnungsvorschlag der 
Kommission zur Weiterentwicklung der Instrumente und der Bestimmungen im 
Bereich der Qualitätsregelungen zur Stärkung der EU-Qualitätspolitik für Ag-
rarerzeugnisse und Lebensmittel. 

2. Der Bundesrat unterstützt die vorgeschlagene Zusammenführung der Regelun-
gen für Ursprungsbezeichnungen und geografische Angaben, garantierte tradi-
tionelle Spezialitäten sowie zu fakultativen Qualitätsangaben in eine einzige 
Verordnung. 

3. Der Bundesrat anerkennt, dass die Regelungen über geografische Angaben für 
Wein, Spirituosen oder aromatisierte Weine nicht Bestandteil des Verordnungs-
vorschlags sind.  

4. Die nachfolgende Regelung des Verordnungsvorschlags erscheint jedoch noch 
überarbeitungsbedürftig: 

Gemäß Artikel 2 Absatz 2 des Verordnungsvorschlags gilt die Verordnung 
nicht für Weinbauerzeugnisse, mit Ausnahme von Weinessig, oder Spirituosen 
oder aromatisierte Weine. 
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Die verschiedenen Kategorien von Weinbauerzeugnissen sind in Anhang XIb 
der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 22. Oktober 2007 über eine 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für be-
stimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) geregelt, während der Begriff "aromatisierter Wein" in der Verordnung 
(EG) Nr. 1601/91 zur Festlegung der allgemeinen Regeln für die Begriffsbe-
stimmung, Bezeichnung und Aufmachung aromatisierten Weines, aromatisier-
ter weinhaltiger Getränke und aromatisierter weinhaltiger Cocktails festgelegt 
ist.  

Gemäß dem Verordnungsvorschlag sollen unter anderem alle Weinbauer-
zeugnisse sowie aromatisierte Weine ausgenommen sein. Dies ist insofern wi-
dersprüchlich, da damit zwar aromatisierte Weine, jedoch nicht die anderen in 
der Verordnung (EG) Nr. 1601/91 geregelten Erzeugnisse (aromatisierte wein-
haltige Getränke und aromatisierte weinhaltige Cocktails) ausgenommen wären. 
Auch entspricht dies nicht den in verschiedenen Erwägungsgründen des Ver-
ordnungsvorschlags aufgeführten Hintergründen, wonach alle im Weinsektor 
geregelten Erzeugnisse ausgenommen sein sollen, da hier bereits entsprechende 
Regelungen bestehen, so auch im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1601/91.  

Es ist daher davon auszugehen, dass aromatisierte weinhaltige Getränke und 
aromatisierte weinhaltige Cocktails von der Regelung des Artikels 2 Absatz 2 
des Verordnungsvorschlags ebenso wie die aromatisierten Weine ausgenommen 
sein sollen. Der Vorteil sowohl für die Verbraucherinnen und Verbraucher als 
auch für die zuständigen Überwachungsbehörden wäre, dass gleichartige Er-
zeugnisse gleichartig rechtlich geregelt sind und entsprechenden Kontrollen un-
terliegen. 

Es wird daher als sinnvoll erachtet, die Ausnahmeregelung für Weinbauerzeug-
nisse, Spirituosen und aromatisierte Weine im Artikel 2 Absatz 2 um die Be-
griffe "aromatisierte weinhaltige Getränke, aromatisierte weinhaltige Cocktails 
und weinhaltige Getränke" zu ergänzen. 

5. Der Bundesrat befürwortet die Beibehaltung der Systematik der differenzierten 
Eintragungsmöglichkeiten von geschützten Ursprungsbezeichnungen und ge-
schützten geografischen Angaben sowie die Abschaffung der Option, ohne Vor-
behalt garantiert traditionelle Spezialitäten eintragen und schützen zu lassen. 
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6. Der Bundesrat befürchtet, dass die vorgeschlagene Beschleunigung der Eintra-
gungsverfahren insbesondere auf EU-Ebene dazu führt, dass die Chancen einer 
berechtigten Eintragung - insbesondere auch vor dem Hintergrund der Hetero-
genität der Antragsteller bzw. der davon ggf. betroffenen Erzeuger und Ver-
markter - eingeschränkt werden. 

7. Der Bundesrat befürwortet die eindeutige Darstellung der Verantwortlichkeiten 
der Mitgliedstaaten zur Sicherstellung des Schutzes und zur Abwehr des Miss-
brauchs und der dazu erforderlichen Maßnahmen und Verfahren insbesondere 
in Zusammenhang mit der Verordnung (EG) Nr. 882/2004. Der Bundesrat legt 
dabei Wert darauf, dass sich die schon bislang unterstellten Anforderungen an 
die materiellen Kontrollpflichten dabei nicht erhöhen. 

8. Mit dem Verordnungsvorschlag beabsichtigt die Kommission unter anderem, 
die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 über amtliche Kon-
trollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittel-
rechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz 1:1 auf den 
Bereich "Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse" (Marktordnungsrecht) zu 
übertragen. Damit werden Berichts-, Kontroll- und Risikobewertungs-Ver-
pflichtungen der amtlichen Lebensmittelüberwachung der Länder erheblich er-
weitert oder zusätzlich eingeführt und der Handlungsspielraum der Behörden 
eingeschränkt. Auf die Länder wird ein erheblicher finanzieller und personeller 
Mehraufwand zukommen. Der Bundesrat hält dies für nicht verhältnismäßig 
und bittet die Bundesregierung, sich bei den Beratungen des Verordnungs-
vorschlags für die Änderung folgender Regelungen einzusetzen:  

- Zu Artikel 31 

Nach Artikel 31 müssen die Mitgliedstaaten künftig die Kontrollen zur Ein-
haltung der Regelungen für fakultative und zusätzliche fakultative Quali-
tätsangaben auf der Grundlage von Risikoanalysen durchführen. Die fakul-
tativen Qualitätsangaben sind in verschiedenen Vermarktungsnormen gere-
gelt (siehe Anhang II des Verordnungsvorschlags). Eine Kontrolle der Qua-
litätsangaben auf der Grundlage von Risikoanalysen ist in den Vermark-
tungsnormen nicht vorgesehen. Für die zusätzlichen fakultativen Qualitäts-
angaben bestehen bisher keine speziellen Regelungen. Die für die Kontrolle 
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von Qualitätsangaben geltende Rechtslage sollte beibehalten werden. Der 
Aufwand für die systematische und durchgängige Erstellung von Risiko-
analysen wird als unverhältnismäßig angesehen. Zudem ist der Begriff zu-
sätzliche fakultative Qualitätsangabe sehr auslegungsbedürftig und daher 
nur schwer zu kontrollieren. 

- Zu Artikel 33 Absatz 1 Satz 2 

Artikel 33 Absatz 1 Satz 2 regelt die entsprechende Anwendbarkeit der 
Verfahren und Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 auf alle 
amtlichen Kontrollen, mit denen die Erfüllung der Anforderungen im Zu-
sammenhang mit den Qualitätsregelungen für die Erzeugnisse des Anhangs 
I geprüft wird. Dies bedeutet unter anderem, dass im Vorfeld von Kontrol-
len eine Risikoanalyse - mit entsprechendem Verwaltungsaufwand - erfol-
gen muss und die Kontrollen in das aufwändige Qualitätssicherungs-
management aufzunehmen sind. Die Kontrollen sind dann entsprechend 
dem Qualitätssicherungsmanagement-System durchzuführen und zu doku-
mentieren, gegebenenfalls auch zu auditieren. Der mit der Ausweitung der 
Kontrollen für die zuständigen Behörden entstehende Mehraufwand ist un-
verhältnismäßig. Kontrollen, wie sie bislang gemäß Artikel 14 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 509/2006 und Artikel 10 der Verordnung (EG) 
Nr. 510/2006 vorgeschrieben sind, sind ausreichend. 

- Zu Artikel 37 

Artikel 37 sieht eine erhebliche Ausweitung im Hinblick auf die Ver-
pflichtung der Mitgliedstaaten vor, Kontrollverpflichtungen aufzuführen 
und über die Kontrolle der Verpflichtungen zu berichten. Die Mitgliedstaa-
ten müssen hierzu zukünftig im Rahmen der mehrjährigen nationalen Kon-
trollpläne gemäß der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 jährlich systematisch 
über die Kontrollergebnisse und die Art und Anzahl von Verstößen gegen 
Qualitätsregeln berichten. Diese Berichtspflicht schließt auch eingeleitete 
Gegen- und Durchsetzungsmaßnahmen ein. Darüber hinaus ist der formale 
Rahmen dieser Berichterstattung durch die von der Kommission vorgeleg-
ten Leitlinien zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der Erstellung des 
Jahresberichts zum mehrjährigen nationalen Kontrollplan vorgegeben sowie  
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eine Abgabefrist von sechs Monaten festgelegt. Gemäß den bisher ein-
schlägigen und durch den Verordnungsvorschlag abzulösenden Verord-
nungen (EG) Nr. 509/2006 und Nr. 510/2006 bestanden keine Berichts-
pflichten für Qualitätsregelungen. Diese vollständig neue systematische und 
jährliche Berichtspflicht wird in der vorliegenden Form als nicht ver-
hältnismäßig erachtet und daher abgelehnt. 

9. Der Bundesrat fordert von der Kommission, den Schutz von geschützten Ur-
sprungsbezeichnungen und geschützten geografischen Angaben sowie von ga-
rantiert traditionellen Spezialitäten auch auf Drittlandsmärkten sicherzustellen.  

10. Der Bundesrat begrüßt die Einführung einer horizontalen Regelung für fakulta-
tive Qualitätsangaben für Agrarerzeugnisse mit wertsteigernden Merkmalen 
und Eigenschaften. Er gibt aber in diesem Zusammenhang zu bedenken, dass 
dies nicht zu einer Inflation neuer fakultativer Qualitätsangaben führen darf. 
Der Bundesrat fordert daher die Kommission auf - abgesehen von den bereits 
angekündigten weiteren Untersuchungen zu den Möglichkeiten und Chancen 
der Kennzeichnung von Erzeugnissen aus Berggebieten - mitzuteilen, wo sie 
zukünftig noch weiteren zusätzlichen konkreten Handlungsbedarf sieht. 

11. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass Ursprungsbezeichnungen und geografi-
sche Angaben bei Agrarerzeugnissen einen nicht unerheblichen Einfluss auf die 
Kaufentscheidung von Endverbrauchern haben können. Allerdings ist festzu-
stellen, dass die bestehenden und im vorliegenden Verordnungsvorschlag unter 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b übernommenen Anforderungen an die Verwen-
dung einer "geschützten geografischen Angabe" nicht in vollem Umfang geeig-
net sind, Fehlvorstellungen der Verbraucher über die Herkunft und Eigenschaf-
ten des so bezeichneten Erzeugnisses auszuschließen. Die Bundesregierung 
wird daher gebeten, sich bei den weiteren Verhandlungen zumindest dafür ein-
zusetzen, dass nur solche Eigenschaften und Produktionsschritte für die zuläs-
sige Verwendung einer geschützten geografischen Angabe Berücksichtigung 
finden, die nach der Verkehrsanschauung als wesentlich anzusehen und für die 
Verbraucherinnen und Verbraucher nicht irreführend sind. 
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12. Der Bundesrat sieht in der Anwendung der Kompetenzaufteilung in delegierte 
Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte noch grundsätzlichen Klärungsbedarf 
und steht einem pauschalen Vorgehen somit kritisch gegenüber. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung daher darauf hinzuwirken, dass die 
vorgesehene vielfältige Rückgriffsmöglichkeit der Kommission auf das Instru-
ment der delegierten Rechtsakte überprüft und auf ein tragbares Maß begrenzt 
wird.  

Dieses neue Instrument zur Festlegung von Durchführungsbestimmungen in 
weitgehender Zuständigkeit der Kommission sollte sich auf technische Rege-
lungsinhalte ohne grundsätzliche Relevanz beschränken. Gemäß dem vorlie-
genden Vorschlag sollen jedoch Regelungsinhalte mittels delegierter Rechtsakte 
bestimmt werden können, die zwar vordergründig technischer Natur sind, aber 
weitreichende Konsequenzen für die Betroffenen haben können, so dass sie fak-
tisch eher grundsätzlicher Natur sind. Dies betrifft bei den Regelungen zu ge-
schützten Ursprungsbezeichnungen und den geschützten geographischen An-
gaben insbesondere die Artikel 2 und 5. 

Bei den fakultativen Qualitätsangaben sollte eine überflüssige Parallelität zur 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 und den darauf aufbauenden Rechtsakten des 
Durchführungsrechts vermieden werden. Aus Sicht des Bundesrates dürfen kei-
ne Detailregelungen ohne hinreichende Beteiligung der Mitgliedstaaten erlassen 
werden können, deren Einhaltung nach Artikel 31 von den Behörden 
(Land/Kommunen) auf der Basis von Risikoanalysen zu überwachen sind.  

13. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, ob die Zuständigkeiten für 
diesen Rechtsbereich wegen der Zusammenfassung der Regelungen und Be-
stimmungen für Ursprungsbezeichnungen und geografische Angaben sowie ga-
rantierte traditionelle Spezialitäten in einer Verordnung bei einem Ressort zu-
sammengeführt werden können. 

14. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, zeitnah mit den Ländern auf Fach-
ebene den Vorschlag zu beraten, um die mit den Ländern abgestimmten erfor-
derlichen Änderungsvorschläge in die Beratungen der Vorschläge einzubringen. 

 



 - 7 - Drucksache 815/10 (Beschluss)
 

 

15. Der Bundesrat behält sich vor, für den Ausschuss für Qualitätspolitik einen 
Ländervertreter gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG in Verbindung mit Abschnitt I 
der Bund-Länder-Vereinbarung zu benennen. 

 


